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1.	 Verbraucherschützende Änderungen  
im Darlehensrecht

 
Die Rechte von Verbrauchern werden beim Abschluss von 
Darlehensverträgen und bei der vorzeitigen Rückzahlung 
von Krediten gestärkt. Eine entsprechende Änderung des 
Verbraucherdarlehensrechts ist zum 15.6.2021 in Kraft ge-
treten. Nachfolgend die wichtigsten Änderungen:

•	Vorzeitige Erfüllung von Darlehensverbindlichkeiten: So-
weit Verbraucher ihre Darlehensverbindlichkeiten vorzeitig 

erfüllen, haben sie künftig ein Recht auf Ermäßigung aller 
– laufzeitabhängiger und laufzeitunabhängiger – Kosten 
des Darlehens, entsprechend der verbleibenden Laufzeit 
des Vertrages. Die Regelung gilt sowohl für Allgemein-als 
auch für Immobiliar-Verbraucherdarlehensverträge.

•	Kündigung eines Verbraucherdarlehens: Die Rechtslage bei 
einer ordentlichen Kündigung eines Verbraucherdarlehens 
durch den Darlehensnehmer oder -geber bleibt dagegen 
unverändert. Das heißt, in diesem Fall sind nach wie vor 
nur die laufzeitabhängigen Kosten neben den vereinbarten 
Zinsen anteilig für die Zeit nach der Fälligkeit zu mindern.
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•	Widerrufsinformation: Das gesetzliche Muster für die Wi-
derrufsinformation in Allgemein-Verbraucherdarlehens-
verträgen wurde angepasst und um alle erforderlichen 
Pflichtangaben ergänzt, ohne auf gesetzliche Bestimmun-
gen zu verweisen. Verbraucher haben, wenn sie einen Dar-
lehensvertrag abschließen, ein 14-tägiges Widerrufsrecht. 
Kreditgeber müssen in der Widerrufsinformation des Ver-
trags alle Modalitäten, die für die Berechnung der Wider-
rufsfrist notwendig sind, angeben. Verbraucher sollen so 
alle notwendigen Informationen von ihrem Kreditinstitut 
erhalten, ohne noch einmal in das Gesetz schauen zu müs-
sen, um herauszufinden, wann ihre Widerrufsfrist beginnt.

2.	 Bundesrat billigt Gesetz für faire  
Verbraucherverträge

 
Der Bundesrat hat am 25.6.2021 ein Gesetz gebilligt, das 
die Position von Verbrauchern gegenüber Unternehmen 
beim Vertragsabschluss als auch bei den Vertragsinhalten 
verbessern soll. Dabei geht es z. B. um Verträge mit Fit-
nessstudios, Online-Partnerbörsen, Gas- und Stromliefe-
ranten oder Zeitungs-Abos.

•	Regeln für stillschweigende Vertragsverlängerungen: Ver-
träge müssen nach Ablauf der Mindestlaufzeit monatlich 
kündbar sein. Eine stillschweigende Vertragsverlänge-
rung ist künftig nur noch dann erlaubt, wenn sie auf un-
bestimmte Zeit erfolgt und eine Kündigung jederzeit mit 
Monatsfrist möglich ist. Die Kündigungsfrist, um eine 
automatische Verlängerung eines befristeten Vertrags zu 
verhindern, wird von derzeit drei auf einen Monat verkürzt.

•	Kündigungsbutton: Verträge, die über eine Website ab-
geschlossen wurden, sind künftig auch online kündbar 
– über eine sog. Kündigungsschaltfläche, die leicht zu-
gänglich und gut sichtbar auf der Internetseite des Ver-
tragspartners platziert sein muss.

•	Bestätigungslösung für Energielieferverträge: Das Ge-
setz enthält zudem weitere verbraucherschützende Maß-
nahmen, wie die ausdrückliche Bestätigungspflicht für 
Energielieferverträge sowie ein Verbot benachteiligender 
Abtretungsklauseln in den Allgemeinen Geschäftsbedin-
gungen – dies ist vor allem für Verträge für Flugreisen 
relevant.

Das Gesetz tritt zu großen Teilen im Folgequartal nach der 
Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft. Die neuen Kün-
digungsregeln gelten allerdings erst nach einer mehrmo-
natigen Übergangsfrist und die Verpflichtung zum Kündi-
gungsbutton zum 1.7.2022.

3.	 Mehr Schutz auf Online-Marktplätzen
 
Die Verbraucherinformation bei Online-Einkäufen wird ver-
bessert. Betreiber von digitalen Marktplätzen wie Amazon 

oder eBay sind künftig verpflichtet, vor Vertragsschluss 
über wesentliche Umstände, die die Entscheidung des Kun-
den beeinflussen können, aufzuklären.

•	Erfasst werden Verträge über den Kauf von Waren, 
Dienstleistungen (außer z. B. Verträge über Finanzdienst-
leistungen) und digitalen Produkten, die über einen On-
line-Marktplatz abgeschlossen werden. Dabei ist es un-
erheblich, ob die Bestellung über das Internet, per E-Mail 
oder Telefon erfolgt.

•	Verbraucher müssen künftig etwa über die wesentlichen 
Kriterien und die Gewichtung für das Ranking von Sucher-
gebnissen zu Produkten informiert werden. Beispiele da-
für sind die Anzahl der Aufrufe des Angebots, das Datum 
der Einstellung des Angebots, seine Bewertung oder die 
des Anbieters, die Anzahl der Verkäufe des Produkts oder 
die Nutzung der Dienstleistung („Beliebtheit“), Provisio-
nen oder Entgelte. Wenn ein Preis personalisiert berech-
net wurde, muss darauf klar hingewiesen werden.

•	Vergleichsportale müssen zudem darüber informieren, 
welche Anbieter bei der Erstellung des Vergleichs berück-
sichtigt wurden. Ticketbörsen werden verpflichtet, über 
den vom Veranstalter festgelegten Originalpreis zu infor-
mieren.

•	Des Weiteren muss der Betreiber eines Online-Marktplat-
zes künftig über wirtschaftliche Verflechtungen zwischen 
ihm und den dortigen Anbietern informieren. Ebenso dar-
über, ob es sich beim Anbieter um einen Unternehmer oder 
Verbraucher handelt.

4.	 Gesetzlicher Mindestlohn für entsandte  
ausländische Pflegekräfte

 
Nach Deutschland in einen Privathaushalt entsandte aus-
ländische Betreuungskräfte haben Anspruch auf den ge-
setzlichen Mindestlohn für geleistete Arbeitsstunden. 
Dazu gehört auch Bereitschaftsdienst. Ein solcher kann 
darin bestehen, dass die Betreuungskraft im Haushalt der 
zu betreuenden Person wohnen muss und grundsätzlich 
verpflichtet ist, zu allen Tag- und Nachtstunden bei Bedarf 
Arbeit zu leisten.

5.	 Kündigungsschutz bei geteilter Elternzeit
 
Nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit kann 
jeder Elternteil seine Elternzeit auf drei Zeitabschnitte ver-
teilen. Eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur mit 
der Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Der Arbeitgeber 
darf das Arbeitsverhältnis ab dem Zeitpunkt, von dem an 
Elternzeit verlangt worden ist, nicht kündigen. Der Kündi-
gungsschutz beginnt frühestens 8 Wochen vor Beginn ei-
ner Elternzeit bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des 
Kindes und frühestens 14 Wochen vor Beginn einer Eltern-
zeit zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten 
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achten Lebensjahr des Kindes.

Das LAG Mecklenburg-Vorpommern hat nun mit seinem 
Urteil vom 13.4.2021 entschieden, dass der Kündigungs-
schutz für jeden der Zeitabschnitte Anwendung findet.

6.	 Kündigung wegen einer Covid-19-Quarantäne
 
Eine Kündigung durch den Arbeitgeber aufgrund einer be-
hördlich angeordneten Quarantäne gegenüber einem Ar-
beitnehmer ist unwirksam.

In einem Fall aus der Praxis befand sich ein Arbeitnehmer 
auf telefonische Anordnung des Gesundheitsamtes im Ok-
tober 2020 in häuslicher Quarantäne. Hierüber informier-
te er seinen Arbeitgeber, einen kleinen Dachdeckerbetrieb. 
Der Arbeitgeber bezweifelte die Quarantäneanordnung und 
vermutete, der Arbeitnehmer wolle sich lediglich vor der 
Arbeitsleistung „drücken“. Er verlangte eine schriftliche 
Bestätigung des Gesundheitsamtes, die der Arbeitnehmer 
auch telefonisch einforderte. Als diese auch nach mehre-
ren Tagen noch nicht vorlag, kündigte der Arbeitgeber das 
Arbeitsverhältnis.

Zwar fand das Kündigungsschutzgesetz keine Anwendung, 
sodass der Arbeitgeber grundsätzlich keinen Kündigungs-
grund für die Rechtswirksamkeit einer fristgerechten Kün-
digung vor Gericht darlegen muss, das entscheidende Ge-
richt sah die Kündigung jedoch als sitten- und treuwidrig 
an. Der Arbeitnehmer hatte sich lediglich an die behördliche 
Quarantäneanordnung gehalten. Erschwerend kam hinzu, 
dass der Arbeitgeber den Arbeitnehmer ausdrücklich auf-
gefordert hatte, entgegen der Quarantäneanweisung, im 
Betrieb zu erscheinen.

7.	 Pauschalpreisvereinbarung ist nicht gleich  
Festpreisvereinbarung

 
Die Vereinbarung einer Pauschalvergütung ist nicht mit der 
Vereinbarung einer Festvergütung gleichzusetzen. So kann 
eine Festvergütung auch so verstanden werden, dass der 
Auftragnehmer selbst bei unerwarteten Preissteigerungen 
an die vereinbarten Einheitspreise gebunden ist.

Rechnet der Auftragnehmer seine Leistung nach Einheits-
preisen ab und beruft sich der Auftraggeber auf die Ver-
einbarung einer geringeren Pauschalvergütung, muss der 
Auftragnehmer die Vereinbarung einer Abrechnung nach 
Einheitspreisen darlegen und beweisen. Das gilt sowohl für 
VOB/B-Verträge als auch für Werkverträge. Es sollte daher 
bei Vertragsabschluss auf die genaue Formulierung geach-
tet werden.

8.	 Abschneiden überhängender Äste
 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann der Eigentü-
mer eines Grundstücks Wurzeln eines Baumes oder eines 
Strauches, die von einem Nachbargrundstück eingedrun-
gen sind, nach Einräumung einer angemessenen Frist, ab-
schneiden und behalten.

Mit seinem Urteil vom 11.6.2021 hat der Bundesgerichtshof 
(BGH) entschieden, dass ein Grundstücksnachbar – vorbe-
haltlich naturschutzrechtlicher Beschränkungen – von dem 
oben beschriebenem Selbsthilferecht auch dann Gebrauch 
machen darf, wenn durch das Abschneiden überhängen-
der Äste das Absterben des Baums oder der Verlust seiner 
Standfestigkeit droht.

Auf einem Grundstück stand unmittelbar an der Grenze 
seit rund 40 Jahren eine inzwischen etwa 15 Meter hohe 
Schwarzkiefer. Ihre Äste ragten seit mindestens 20 Jahren 
auf das Grundstück des Nachbarn hinüber. Nachdem dieser 
seinen Nachbarn erfolglos aufgefordert hatte, die Äste der 
Kiefer zurückzuschneiden, schnitt er überhängende Zweige 
selbst ab. Der Baumbesitzer verlangte von seinem Nach-
barn es zu unterlassen von der Kiefer oberhalb von fünf 
Metern überhängende Zweige abzuschneiden. Er machte 
geltend, dass das Abschneiden der Äste die Standsicher-
heit des Baums gefährdet. Der BGH stellte fest, dass der 
Nachbar berechtigt war, die Äste abzuschneiden.

9.	 Gemeinsamer Mietvertrag und Scheidung
 
Paare mieten eine gemeinsame Wohnung meistens zu 
zweit, indem beide Partner den Mietvertrag unterschreiben. 
Sie sind durch den Vertrag gemeinsam berechtigt und ver-
pflichtet. Hier stellt sich die Frage, was passiert, wenn ein 
Partner auszieht? Diese hatte das Oberlandesgericht Ol-
denburg (OLG) am 29.3.2021 zu klären.

In dem vorliegenden Fall war der Ehemann im Zuge der 
Trennung aus der Ehewohnung ausgezogen. Die Ehefrau 
und die 3 − zum Teil volljährigen − Kinder verblieben in der 
Wohnung. In der Folge kam es zu Mietrückständen. Für die-
se haften bei einem gemeinsamen Mietvertrag grundsätz-
lich beide Vertragspartner. Der Vermieter lehnte es auch 
ab, den Ehemann aus dem Mietverhältnis zu entlassen. Der 
Ehemann verlangte von der Ehefrau die Zustimmung zur 
Kündigung des Mietvertrags. Das lehnte die Ehefrau ab. 
Sie meinte, dazu nicht verpflichtet zu sein, solange die Ehe 
noch nicht geschieden ist.

Die OLG-Richter kamen zu dem Entschluss, dass die Ehe-
frau nach Ablauf des Trennungsjahres an einer Befreiung 
des Ehemannes aus der gemeinsamen mietvertraglichen 
Bindung mitwirken muss. Dies gilt jedenfalls dann, wenn 
– wie hier – der in der Wohnung verbleibende Ehepartner 
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nicht willens oder in der Lage ist, den anderen im Außen-
verhältnis zum Vermieter von Verpflichtungen freizustellen.

Im konkreten Fall zahlte der Ehemann bereits die nach sei-
nem Auszug aufgelaufenen Mietschulden ab. Die Ehefrau 
hatte nach dem Auszug während des Trennungsjahres Zeit 
gehabt, sich eine andere, ihren Vermögensverhältnissen 
angemessene, Wohnung zu suchen. Ferner hätte sie darü-
ber hinaus nach dem Trennungsjahr auch eine Erwerbstä-
tigkeit aufnehmen können. Vor diesem Hintergrund ist die 
Fortsetzung einer gemeinsamen Haftung für das Mietver-
hältnis nicht gerechtfertigt.

10.	Abgrenzung zwischen Geldleistung und Sachbezug
 
Unter einem sog. „Sachbezug” versteht man Einnahmen 
aus einem Arbeitsverhältnis, welche nicht in Geld bestehen. 
Diese geldwerten Vorteile können sich in einer Natural-, 
Sach- oder zusätzlichen Leistung darstellen. Sachbezug 
oder Sachlohn ist bis zu einer Grenze von 44 € (ab 1.1.2022 
bis 50 €) im Monat steuer- und sozialversicherungsfrei. 
Dadurch ergeben sich finanzielle Vorteile gegenüber der 
Auszahlung von (steuer- und sozialversicherungspflichti-
gem) Barlohn.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) nimmt zur Abgren-
zung zwischen Geldleistung und Sachbezug, die durch das 
Gesetz zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromo-
bilität und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften 

geändert wurde, in seinem Schreiben vom 13.4.2021 um-
fangreich Stellung. Danach ist durch die neue Definition 
„zu den Einnahmen in Geld gehören” nunmehr gesetzlich 
festgeschrieben, dass zweckgebundene Geldleistungen, 
nachträgliche Kostenerstattungen, Geldsurrogate (Gelder-
satzmittel) und andere Vorteile, die auf einen Geldbetrag 
lauten, grundsätzlich keine Sachbezüge, sondern Geldleis-
tungen sind.

Bestimmte zweckgebundene Gutscheine (einschließlich 
entsprechende Gutscheinkarten, digitale Gutscheine, Gut-
scheincodes oder Gutscheinapplikationen/-Apps) oder 
entsprechende Geldkarten (einschließlich Wertguthaben-
karten in Form von Prepaid-Karten) werden hingegen als 
Sachbezug gesetzlich definiert. Voraussetzung ist, dass die 
Gutscheine oder Geldkarten ausschließlich zum Bezug von 
Waren oder Dienstleistungen bei dem Arbeitgeber oder bei 
einem Dritten berechtigen und zudem ab dem 1.1.2022 die 
Kriterien des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes (ZAG) er-
füllen. Weitere Voraussetzung ist, dass sie zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt werden.

Übergangsregelung: Die Finanzverwaltung will es nicht 
beanstanden, wenn Gutscheine und Geldkarten, die aus-
schließlich zum Bezug von Waren oder Dienstleistungen 
berechtigen, jedoch die Kriterien des ZAG nicht erfüllen, 
noch bis zum 31.12.2021 als Sachbezug anerkannt werden.
Anmerkung: Nachdem die Regelungen im Einzelnen für den 
Steuerlaien recht kompliziert und dadurch schadensbehaf-
tet sind, sollten Sie sich im Detail beraten lassen. 

Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Basiszinssatz:
nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich
für die Berechnung von Verzugszinsen

seit 1.7.2016 = - 0,88 %	 1.1.2015 – 30.06.2016 = - 0,83 %	 1.7.2014 – 31.12.2014 = - 0,73 %
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz 
(§ 288 BGB seit 01.01.2002)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5 %-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 8 %-Punkte
(abgeschlossen bis 28.07.2014)	

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 9 %-Punkte
(abgeschlossen ab 29.07.2014)	 zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:
(2015 = 100)

2021:	Juni: 109,1; Mai: 108,7; April: 108,2; März = 107,5; Februar = 107,0; Januar = 106,3 
2020:	Dezember = 105,5; November = 105,0; Oktober = 105,9; September = 105,8;  August = 106,0; 
  	 Juli = 106,1; Juni = 106,6; Mai = 106,0; April = 106,1;  März = 105,7; Februar = 105,6; Januar = 105,2

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise

http://www.bundesbank.de
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